
3.1         Paderborn, 03.04.2014 
 
 
Formulierung des „Familienparagraphen“ in den Prüfungsordnungen 
 
 
Die Formulierung zum Familienparagraphen soll in den Paragraphen „Versäumnis, 
Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß und Schutzvorschriften“ aufgenommen 
werden. 
 
In begründeten Fällen ist ein Rücktritt von der Prüfung innerhalb der Woche vor dem 

jeweiligen Prüfungstermin oder nach Prüfungsbeginn möglich. Die für den 
Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss 

unverzüglich, spätestens aber fünf Werktage nach dem jeweiligen 
Prüfungstermin schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der Kandidatin bzw. des Kandidaten ist ein spätestens vom Tag der 
Prüfung datiertes ärztliches Attest vorzulegen, das eine Einschätzung zur Frage 
der Prüfungsunfähigkeit enthält oder das die Angaben enthält, die der 
Prüfungsausschuss für die Feststellung der Prüfungsunfähigkeit benötigt. In 
begründeten Fällen kann ein Attest eines Vertrauensarztes verlangt werden. Die 
durch ärztliches Attest belegte Erkrankung des Kindes im Sinne des § 25 Abs. 5 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes gilt als Prüfungsunfähigkeit der 
Kandidatin bzw. des Kandidaten, wenn die Betreuung nicht anders gewährleistet 
werden konnte, insbesondere bei überwiegend alleiniger Betreuung. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe an, wird der Kandidatin oder dem Kandidaten 
dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Prüfungstermin festgesetzt. Die bereits 
vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. Erkennt der 
Prüfungsausschuss die Gründe nicht an, wird dies der Kandidatin bzw. dem 
Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 

 
 
 
(9) Der besonderen Situation von Studierenden mit Familienaufgaben beim Studium 

und bei der Erbringung von Leistungen wird Rechnung getragen. Dies geschieht 
unter anderem in folgenden Formen: 

a)  Auf Antrag einer Kandidatin sind die Schutzbestimmungen gem. §§ 3, 4, 6 
und 8 des Mutterschutzgesetzes entsprechend zu berücksichtigen. Dem 
Antrag sind die erforderlichen Nachweise beizufügen. Der 
Prüfungsausschuss kann unter Berücksichtigung des Einzelfalls andere 
Leistungserbringungsformen festlegen. Die Mutterschutzfristen unterbrechen 
jede Frist nach dieser Prüfungsordnung oder nach den Besonderen 
Bestimmungen; die Dauer des Mutterschutzes wird nicht in die Frist 
eingerechnet. 

b)  Gleichfalls sind die Fristen der Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen 
Gesetzes über die Gewährung von Erziehungsgeld und Elternzeit (BErzGG) 
auf Antrag zu berücksichtigen. Die Kandidatin bzw. der Kandidat muss bis 
spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, von dem ab sie bzw. er die 
Elternzeit antreten will, dem Prüfungsausschuss unter Beifügung der 
erforderlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum oder für 



welche Zeiträume sie bzw. er eine Elternzeit in Anspruch nehmen will. Der 
Prüfungsausschuss prüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, die 
bei einer Arbeitnehmerin bzw. einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf 
Elternzeit nach dem BErzGG auslösen würden und legt unter 
Berücksichtigung des Einzelfalls die Termine und Fristen fest. Die Abgabefrist 
der Bachelorarbeit kann höchstens auf das Doppelte der vorgesehen 
Bearbeitungszeit verlängert werden. Andernfalls gilt die gestellte Arbeit als 
nicht vergeben und die Kandidatin bzw. der Kandidat erhält nach Ablauf der 
Elternzeit ein neues Thema. 

c)  Der Prüfungsausschuss berücksichtigt auf Antrag Ausfallzeiten durch die 
Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 
Bundesausbildungsförderungsgesetz und Ausfallzeiten durch die Pflege des 

Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin bzw. des eingetragenen 
Lebenspartners, der Partnerin bzw. des Partners einer eheähnlichen 
Gemeinschaft oder eines in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades 
Verschwägerten und legt unter Berücksichtigung des Einzelfalls die Fristen 
und Termine fest. Im Übrigen gelten die Sätze 4 und 5  von Buchstabe b) 
entsprechend.  

 

 

 


